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KOSTENBEITRAGSVERORDNUNG

Kfz-Kosten einkommensmindernd  
bei jugendhilferechtlichem Kostenbeitrag
|  Bei der Erhebung eines jugendhilferechtlichen Kostenbeitrags können die Kosten eines 
Kraftfahrzeugs nach unterhaltsrechtlichen Maßstäben einkommensmindernd zu berücksich-
tigen sein. Dies hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) entschieden.  |

VATERSCHAFTSFESTSTELLUNG

Nutzen einer Dating-Plattform begründet keinen Zweifel  
an Vaterschaft
|  Ein Kennenlernen über eine Dating-Plattform allein begründet keine schwerwiegenden 
Zweifel gegen die gesetzliche Vaterschaftsvermutung wegen Verdachts des Mehrverkehrs. So 
entschied es das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt a. M.  |
 
Wer ist Vater des Kindes?
Die Antragstellerin begehrte vor dem Amtsgericht (AG) festzustellen, dass der B. ihr Vater ist. 
Dies stellte das AG antragsgemäß fest.
 
Die hiergegen eingelegte Beschwerde des B. hatte vor dem OLG nach einer Beweisaufnahme 
und Einholen eines Abstammungsgutachtens keinen Erfolg. Das OLG: Die Übereinstimmung 
sämtlicher untersuchter genetischer Merkmale von Mutter, Kind und B. zusammen mit den im 
Verfahren gewonnenen Erkenntnissen zur Beiwohnung der Mutter seitens des B. im fraglichen 
Zeitraum machten die Vaterschaft so wahrscheinlich, dass sich daraus ein überaus hoher Grad 
an Gewissheit für diese ergebe.

Die Mutter habe glaubhaft bekundet, dass der B. ihr „während der gesetzlichen Empfängniszeit 
... beigewohnt hat“. Damit bestehe bereits eine gesetzliche Vermutung für die Vaterschaft.
 
Keine schwerwiegenden Zweifel an der Vaterschaft
Der Vortrag des B. führe zu keinen schwerwiegenden Zweifeln an seiner Vaterschaft. Für derar-
tige schwerwiegende Zweifel reiche ein nur möglicher, aber weder wahrscheinlicher noch  
bewiesener Mehrverkehr nicht aus. Insbesondere aus der Tatsache, dass sich die Mutter der 
Antragstellerin und B. über ein Internetportal kennengelernt hätten, dränge sich nicht auf, dass 
die Mutter in der Empfängniszeit noch mit anderen geschlechtlich verkehrt habe. Genauere 
Angaben des B. dazu, mit welchen Personen, wann und wo die Mutter der Antragstellerin  
Geschlechtsverkehr gehabt haben soll, fehlten.
 
Aus dem im Beschwerdeverfahren eingeholten Sachverständigengutachten errechne sich  
zudem eine Wahrscheinlichkeit für die Vaterschaft des B. von über 99,99 %. An der Zuverlässig-
keit und Verwertbarkeit des Gutachtens bestünden keine Zweifel.
 
Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

QUELLE  |  OLG Frankfurt a. M., Beschluss vom 1.2.2024, 1 UF 75/22, PM 18/24
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Sohn erhielt Eingliederungshilfe
Der beklagte Landkreis gewährte für den Sohn der Klägerin Eingliederungshilfe in Form der 
vollstationären Unterbringung nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) und zog die 
Klägerin zu einem Kostenbeitrag aus ihrem Einkommen heran. Mit ihrer gegen die Höhe des 
Kostenbeitrags gerichteten Klage machte sie insbesondere geltend, dass für die mit ihrem Kfz 
durchgeführten Fahrten zu ihrer Arbeitsstätte höhere Kosten sowie die unter anderem auf die 
Anschaffung des Kfz entfallenden Kosten eines Kredits hätten einkommensmindernd berück-
sichtigt werden müssen.

Die Klage hatte sowohl vor dem Verwaltungsgericht (VG) als auch vor dem Oberverwaltungsge-
richt (OVG) Erfolg. Die Vorinstanzen haben die beruflich bedingten Fahrtkosten nach unterhalts-
rechtlichen Maßstäben ermittelt und auch die geltend gemachten Finanzierungskosten für das 
genutzte Kfz vollumfänglich einkommensmindernd berücksichtigt. Hiergegen wandte sich der 
Beklagte mit seiner Revision. Das BVerwG hat nun das Urteil des OVG aufgehoben und die  
Sache an dieses zurückverwiesen.

Belastungen sind abzuziehen
Nach den gesetzlichen Regelungen (hier: §§ 91 ff. SGB VIII) zieht der Jugendhilfeträger Eltern 
aus ihrem Einkommen in angemessenem Umfang zu den Kosten heran, wenn er für ihr Kind 
vollstationäre Eingliederungshilfe erbringt. Weil die teil- bzw. vollstationären Angebote auch die 
Sicherstellung des notwendigen Unterhalts des untergebrachten Kindes oder jungen Menschen 
umfassen und insoweit zum Erlöschen der darauf gerichteten zivilrechtlichen Unterhaltsan-
sprüche führen, tritt der öffentlich-rechtliche Kostenbeitrag an die Stelle von Ansprüchen  
gegen einen nach bürgerlichem Recht Unterhaltspflichtigen. Für die Festsetzung der Kosten-
beiträge bestimmt die Kostenbeitragsverordnung nach Einkommensgruppen gestaffelte Pau-
schalbeträge. Vom Einkommen sind Belastungen des kostenbeitragspflichtigen Elternteils in 
Höhe von 25 vom Hundert des Einkommens abzuziehen. Höhere Belastungen können abgezo-
gen werden, soweit sie nach Grund und Höhe angemessen sind und die Grundsätze einer wirt-
schaftlichen Lebensführung nicht verletzen. In Betracht kommen insbesondere mit der Erzie-
lung des Einkommens verbundene notwendige Ausgaben sowie Schuldverpflichtungen, die der 
Kostenbeitragspflichtige nachzuweisen hat.

Unterhaltsrechtliche Maßstäbe entscheidend
Danach können auch Kosten für die Fahrt mit dem eigenen Kfz zur Arbeitsstätte einkommens-
mindernd zu berücksichtigen sein. Diese Kosten sind nicht nach sozialhilfe- oder steuerrechtli-
chen, sondern nach unterhaltsrechtlichen Maßstäben zu ermitteln. Sie kommen insbesondere 
in den unterhaltsrechtlichen Leitlinien desjenigen Oberlandesgerichts (OLG) zum Ausdruck, 
das für die gegen den Elternteil gerichtete Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs zustän-
dig wäre. Dementsprechend sind diese Belastungen regelmäßig in Form einer sämtliche  
Kfz-Kosten (einschließlich Finanzierung) erfassenden Wegstreckenpauschale sowohl für den 
Weg zur Arbeitsstätte als auch für den Heimweg anzusetzen.

Dafür spricht vor allem, dass der Gesetzgeber mit der Schaffung der Berechnungsregelungen 
auch den Zweck verfolgte, Wertungswidersprüche zum Unterhaltsrecht zu vermeiden und die 
Kostenbeteiligung insofern an den Unterhaltsanspruch des Kindes anzulehnen, der Grund und 
Grenze der Kostenbeitragspflicht darstellt.

Daneben können Kfz-Finanzierungskosten einkommensmindernd zu berücksichtigen sein, 
wenn und soweit die Haltung eines Kfz außerhalb der bereits durch die Wegstreckenpauschale 
vollständig abgedeckten Nutzung für den Arbeitsweg nach unterhaltsrechtlichen Maßstäben 
anzuerkennen ist. Eine doppelte Berücksichtigung von Finanzierungskosten ist auszuschlie-
ßen. Soweit die Belastungen angemessen sind und die Grundsätze einer wirtschaftlichen  
Lebensführung nicht verletzen, sind sie ohne Ermessensspielraum der Behörde einkommens-
mindernd zu berücksichtigen.
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Sittenwidrigkeit eines Testaments  
zugunsten einer Berufsbetreuerin
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Celle hat entschieden: Ein (notarielles) Testament kann sit-
tenwidrig sein, wenn eine Berufsbetreuerin ihre gerichtlich verliehene Stellung und ihren 
Einfluss auf einen älteren, kranken und alleinstehenden Erblasser dazu benutzt, gezielt auf 
den leicht beeinflussbaren Erblasser einzuwirken und ihn dazu zu bewegen, vor einem von ihr 
herangezogenen Notar in ihrem Sinne letztwillig zu verfügen.  |

Das war geschehen
Eine 92 Jahre alte Frau, deren einzige noch lebende Angehörige ihre Tochter war, befand sich 
wegen ihres Gesundheitszustands ab Anfang September 2022 im Krankenhaus. In den letzten 
Tagen vor dem Tod ihrer Tochter, die sich zuvor um die Angelegenheiten der Mutter gekümmert 
hatte, teilten die beiden das Krankenzimmer. Zwei Tage nach dem Tod der Tochter – noch im 
September 2022 – bestellte das Amtsgericht (AG) für die Frau während des Krankenhausaufent-
halts eine Berufsbetreuerin.

Anfang Oktober 2022 erfolgte mit Notarztbegleitung die Einweisung in ein anderes Kranken-
haus. Nur kurz war die Frau zwischen den beiden Krankenhausaufenthalten in einer Pflegeein-
richtung untergebracht. Während des zweiten Krankenhausaufenthalts beauftragte die Berufs-
betreuerin einen Notar mit der Erstellung eines notariellen Testaments für die Frau. Im Kran-
kenhaus beurkundete der Notar ein Testament der Frau, mit dem sie die Berufsbetreuerin zur 
Alleinerbin einsetzte. Den Wert des Vermögens gab sie mit 350.000 Euro an. Nach der Entlas-
sung aus dem Krankenhaus – Mitte Oktober 2022 – nahm die Berufsbetreuerin die Frau bei sich 
zu Hause auf. Vier Tage danach starb die Frau dort eines natürlichen Todes.

Verstoß gegen die guten Sitten
§ 138 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) lautet: Ein Rechtsgeschäft, das gegen die 
guten Sitten verstößt, ist nichtig. Das OLG ist hier davon ausgegangen, dass das notarielle Tes-
tament sittenwidrig und damit nichtig ist und die Berufsbetreuerin deshalb hieraus für sich 
keine Rechte herleiten und insbesondere keinen Erbschein ausgestellt erhalten kann.

Das OLG: Ein notarielles Testament zugunsten einer Berufsbetreuerin kann sittenwidrig sein. 
Hier sei dies aufgrund des hohen Alters der Erblasserin, ihrer schlechten gesundheitlichen 
Verfassung, ihrem Gemütszustand nach dem Tod ihrer Tochter, den Umständen im Zusammen-
hang mit der notariellen Beurkundung sowie dem engen zeitlichen Ablauf zwischen Einrichtung 
der Betreuung und der Testierung der Fall.

Der Beschluss ist rechtskräftig.

QUELLE  |  OLG Celle, Beschluss vom 9.1.2024, 6 W 175/23, PM vom 25.1.2024

Da das OVG zu den maßgeblichen tatsächlichen Verhältnissen hinsichtlich der Kfz-Nutzung  
sowie zu weiteren als einkommensmindernd geltend gemachten Positionen keine hinreichen-
den Feststellungen getroffen hat, war die Sache an dieses zurückzuverweisen.

QUELLE  |  BVerwG, Urteil vom 18.1.2024, 5 C 13.22, PM 1/24


